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E 2001 (D) 3/172

Le Chef de la Division des Affaires étrangères 
du Département politique, P. Bonna, 

au Ministre de Suisse à Berlin, H. Frôlicher
Copie
L VR Bern, 20. Oktober 1944

Wie Ihnen wohl aus der Presse bekannt geworden ist, hat die Gestapo am 
21. August 1944 in einem Eisenbahnzug 318 ungarische Juden ohne Voranmel­
dung an die schweizerische Grenze gebracht. Dieses Vorgehen steht zwar mit 
den internationalen Gepflogenheiten kaum im Einklang und dürfte auch an 
den Bestimmungen des schweizerisch-deutschen Niederlassungsvertrages1 
keine Stütze finden. Trotzdem hielten es die Bundesbehörden nicht für zweck­
mässig, deswegen bei der deutschen Regierung Vorstellungen zu erheben, 
wobei sie sich von der Erwägung leiten Hessen, damit das Los der noch in 
Deutschland verbliebenen ungarischen Juden möglicherweise zu erschweren 
und den etwaigen A btransport weiterer Gruppen dieser Unglücklichen in Frage 
zu stellen2.

Die 318 jüdischen Flüchtlinge sind, wie Sie wissen, von der Schweiz aufge- 
nommen worden; sie scheinen aus einem grössern Lager in Bergen-Belsen bei 
Hannover ausgewählt worden zu sein, wo sich dem Vernehmen nach noch an 
die 1300 weitere ungarische Juden befinden. Deutscherseits scheint die Absicht 
zu bestehen, auch diese übrigen 1300 ungarischen Juden nach dem Ausland 
und zwar, wie gerüchteweise verlautet, nach Spanien abzuschieben. Anderer­
seits haben die Bundesbehörden Kenntnis davon erhalten, dass wegen der 
Entlassung dieser Gruppe von ungarischen Juden Besprechungen zwischen 
gewissen deutsch-ungarischen Stellen unter Beteiligung von Vertretern des 
SS-Sicherheitshauptamtes und ausländischen sowie schweizerischen Juden in 
der Schweiz angebahnt und dass dabei wegen der Erlegung von Lösegeldern 
oder etwaiger anderer Gegenleistungen Projekte entwickelt worden sind, die es 
amtlichen Stellen unmöglich machen, sich in das Gespräch einzuschalten.

Schweizerischerseits herrscht aber durchaus die Geneigtheit vor, für die 
ungarischen Juden vom Lager Bergen-Belsen etwas zu tun. Da aus den vorer­
wähnten Besprechungen der Eindruck gewonnen werden muss, dass man sich 
auch deutscherseits diesen Leuten gegenüber nicht intransigent verhalten will, 
sind wir zu dem Entschluss gelangt, den Versuch zu unternehmen, durch einen 
offiziellen Schritt beim Auswärtigen Amt den Versuch zu machen, die Entlas­
sung nach der Schweiz zu erreichen.

Wir denken uns, dass dieser Schritt, der an hoher Stelle, mindestens beim 
Staatssekretär3, einzuleiten wäre und am besten in die Form einer mündlichen

1. Du 13 novembre 1909, K 1.192 et RO, 1911, vol. 27, pp . 675-687.
2. Cf. aussi E 4800 (A) 1967/111/206.
3. G. von Steengracht.
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Demarche, allenfalls unterstützt durch eine kurze Aufzeichnung, zu kleiden 
wäre, etwa nachstehenden Gedankengängen folgen könnte.

Ausgehend von der etwas ungewöhnlichen Überstellung der 318 ungarischen 
Juden vom M onat August letzthin könnte die Bereitschaft der Schweiz ausge­
drückt werden, ein Mehreres für die noch in Bergen-Belsen verbliebenen Juden 
zu tun. Falls Deutschland die Anwesenheit dieser Leute, wie man aus dem Vor­
kommnis vom August glaubt schliessen zu dürfen, als Belastung empfindet, 
wäre die Schweiz durchaus geneigt, bei der Ernährung und Bekleidung, sowie 
überhaupt bei der Betreuung mitzuwirken, sofern nicht vorgezogen wird, diese 
Aufgabe dem IKRK zu überlassen. Sie würde aber gegebenenfalls noch weiter 
gehen und gerne darin einwilligen, diese Juden für solange in die Schweiz auf­
zunehmen, bis ihnen die Weiterreise, allenfalls nach den Vereinigten Staaten 
oder ändern überseeischen Gebieten, offen stünde. In diesem Falle würden die 
Bundesbehörden aber Wert darauf legen, wenn die Überstellung nach der 
Schweiz durch vorgängige Besprechungen zwischen den beiderseitigen amtli­
chen Stellen ordnungsgemäss geregelt würde.

Je nach dem Gange der Unterhaltung könnte es auch nichts verschlagen, 
wenn eindringlich darauf hingewiesen würde, dass die Judendeportationen 
nach dem Osten und die Nachrichten, die über diese Massnahmen in die 
Öffentlichkeit dringen, unsere öffentliche Meinung aufs äusserste bewegen 
und dass die Bundesbehörden nur mit tiefster Besorgnis feststellen können, 
welche schwere Belastung sich nicht nur heute, sondern wie zu befürchten 
steht, noch auf Jahre hinaus für die schweizerisch-deutschen Beziehungen 
daraus ergebe. Auch von diesem Gesichtspunkt aus wäre eine Zusicherung des 
Inhalts, dass weitere Verschickungen nach dem Osten eingestellt werden, 
geeignet, sehr erfreuliche Rückwirkungen zu zeitigen.

Wir sehen dem Ergebnis über den Erfolg Ihres Schrittes, an dem uns Einiges 
gelegen ist, mit lebhaftem Interesse entgegen und bitten Sie, Herr Minister, die 
Versicherung unserer ausgezeichneten Hochachtung zu genehmigen4.

A N N E X E
E 4800 (A) 1967/111/330

Le Ministre de Suisse à Berlin, H . Frölicher, 
au C hef de la Division des A ffa ires étrangères du 

Département politique, P. Bonna
Copie
L  Vertraulich Berlin, 3. November 1944

Ich beehre mich, den Empfang Ihrer Schreiben vom 2 0 .5 und 24. O ktober6 und der Notiz 
des Chefs der Polizeiabteilung des Eidgenössischen Justiz- und Polizeidepartem ents7 über den am

4. Cette lettre est soumise pour approbation à M . Pilet-Golaz qui note: D ’accord; mais vous 
allez me semble-t-il un peu loin et, à votre place, j ’aurais laissé momentanément de côté la 
question des Juifs italiens. 21.10.44.
5. Publiée ci-dessus.
6. N on reproduite.
7. Cf. N ° 242.

dodis.ch/47867dodis.ch/47867

http://dodis.ch/47867


6 8 0 20 O C T O B R E  1944

21. August in Basel eingetroffenen Transport ungarischer Juden und die noch im Lager von 
Bergen-Belsen zurückgebliebenen dreizehnhundert Ungaren anzuzeigen.

Bei meiner gestrigen Vorsprache beim Staatssekretär im Auswärtigen Amt habe ich diese Ange­
legenheit zur Sprache gebracht und die schweizerische Bereitwilligkeit erklärt, die noch im erwähn­
ten Lager zurückgebliebenen ungarischen Juden in der Schweiz aufzunehmen. In zweiter Linie 
verwies ich darauf, dass die Schweiz aus humanitären Gesichtspunkten geneigt wäre, bei der 
Verpflegung und Bekleidung dieser unglücklichen Internierten mitzuwirken. Ich legte den schwei­
zerischen Standpunkt eindringlich und energisch dar. Die Aufzeichnung, von welcher ich Ihnen 
einen Durchschlag übermittle, übergab ich bei dieser Gelegenheit.

Der Staatssekretär stand dieser Sache sehr reserviert gegenüber und äusserte sich eher skeptisch 
über den Erfolg meines Schrittes. Seine Skepsis ist wohl damit zu begründen, dass in den früheren 
M onaten das deutsche Entgegenkommen gegen ungarische Juden politisch wegen der gebotenen 
Rücksichtnahme auf den Reichsverweser Horthy bedingt war. Diese Rücksicht falle nun weg.

Die Einstellung des Staatssekretärs erklärt sich auch daraus, dass das Auswärtige Amt im Prin­
zip wenig Möglichkeiten hat, auf die SS, welcher die Durchführung der Judenmassnahmen unter­
steht, einzuwirken. Es hat nur in den wenigen Fällen ein M itspracherecht, in welchen es gewichtige 
aussenpolitische Interessen geltend machen kann. Aus verschiedenen Quellen verlautet aber, dass 
die in Bergen-Belsen sitzenden Juden bereits ihrerseits direkt bei der Geheimen Staatspolizei alles 
vorkehrten, um eine Sonderbehandlung und ihre Ausreise aus dem Reich zu erhalten. Es ist nun 
nicht ausgeschlossen, dass meine Intervention den Anstoss gibt, dass die Staatspolizei auch die 
restlichen Juden abschiebt.

264
E 2300 Paris/98

Le Chargé d ’A f f  aires a.i. de Suisse à Berlin, A . Zehnder, 
au Chef du Département politique, M. Pilet-Golaz1

L Berlin, 20. Oktober 1944

In den letzten 8 Tagen musste ich wiederholt mit Herren des Auswärtigen 
Amtes speisen. Es fiel mir auf, dass dabei die Gespräche stets auf zwei Fragen 
gelenkt wurden: die Stellung des Marschalls Pétain und die Beziehungen der 
Schweiz zur Sowjetunion:
1) Es stehe einwandfrei fest, erklärten mir die Herren, dass Marschall Pétain 
seinerzeit mit 2/3-Mehrheit von der französischen Assemblée nationale als 
Staatschef Frankreichs gewählt wurde. In dieser Eigenschaft wurde er auch 
von fast allen Ländern der Welt anerkannt. Die Vereinigten Staaten von Nord­
amerika, die Schweiz, Schweden, etc. unterhielten zur Regierung von Vichy 
diplomatische Beziehungen. Nachdem Frankreich durch die alliierten Truppen 
besetzt worden ist, musste Marschall Pétain Frankreich verlassen. Sollte 
jedoch Frankreich von deutschen Truppen zurückerobert werden so wird M ar­
schall Pétain nach Frankreich zurückkehren. In diesem Falle wird er selbst­
verständlich seine Tätigkeit als Staatschef wieder aufnehmen. Es handelt sich

1. M . Pilet-Golaz a visé ce document le 25 octobre 1944.
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